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Der Kartellsenat des Bundesgerichtshofs verhandelt über die Frage, ob Unternehmen, gegen
die ein Bußgeld wegen eines Kartellrechtsverstoßes verhängt worden ist, ihre
Geschäftsführer oder Vorstandsmitglieder deswegen in Regress nehmen können.

Sachverhalt:

Die Klägerin zu 1 ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH), die Klägerin zu 2
eine Aktiengesellschaft (AG). Sie sind Teil einer in der Edelstahlproduktion tätigen
Unternehmensgruppe. Der Beklagte war Geschäftsführer der GmbH und zugleich
Vorstandsmitglied, zuletzt Vorstandsvorsitzender der AG. Er beteiligte sich von 2002 bis
2015 an einem Preiskartell unter Unternehmen der Stahlindustrie. Die Kartellbeteiligten
vereinbarten ein branchenweit einheitliches Preissystem und stimmten Schrott- und
Legierungszuschläge ab. Deswegen verhängte das Bundeskartellamt Bußgelder gegen die
GmbH in Höhe von 4,1 Mio. € und gegen den Beklagten in Höhe von 126.000 €.

Bisheriger Prozessverlauf:

Die Klägerinnen verlangen vom Beklagten die Erstattung des gegen die GmbH verhängten
und bezahlten Bußgelds sowie Ersatz für der AG zur Abwehr des Bußgelds entstandene IT-
und Anwaltskosten in Höhe von 1 Mio. €. Darüber hinaus begehren sie die Feststellung, dass
der Beklagte ihnen alle weiteren Schäden zu ersetzen hat, die aus dem Kartellverstoß folgen.
Sie machen geltend, der Beklagte habe durch seine Beteiligung an den Kartellabsprachen
seine Pflichten als Geschäftsführer und Vorstandsmitglied verletzt.

Das Landgericht hat die Klagen auf Erstattung des Bußgelds und der
Rechtsverteidigungskosten abgewiesen, jedoch festgestellt, dass der Beklagte zum Ersatz der
aus dem Kartellverstoß resultierenden weiteren Schäden verpflichtet ist. Die Berufungen der
Klägerinnen und des Beklagten sind erfolglos geblieben. Das Oberlandesgericht hat



angenommen, die gesellschaftsrechtlichen Vorschriften, nach denen Geschäftsführer und
Vorstandsmitglieder, die ihre Pflichten verletzen, der Gesellschaft den daraus entstehenden
Schaden zu ersetzen haben, erstreckten sich nicht auf solche Schäden, die der Gesellschaft
wegen gegen sie verhängter Kartellbußgelder entstehen. Könnte die Gesellschaft bei ihrem
Leitungsorgan Regress nehmen, würde der Zweck des Kartellbußgelds vereitelt. Mit der
Unternehmensgeldbuße solle gerade das Vermögen der Gesellschaft nachhaltig getroffen
werden. Daher müsse der Beklagte auch keine IT- und Rechtsanwaltskosten der Gesellschaft
zur Abwehr des Bußgelds ersetzen.

Die Klägerinnen verfolgen mit ihren Revisionen die Zahlungsanträge weiter, der Beklagte
möchte mit der Anschlussrevision die Feststellung seiner Schadensersatzpflicht zeitlich
beschränkt wissen.

Vorinstanzen:

Landgericht Düsseldorf - Urteil vom 10. Dezember 2021 - 37 O 66/20 [Kart]

Oberlandesgericht Düsseldorf - Urteil vom 27. Juli 2023 - VI-6 U 1722 (Kart)

Die maßgeblichen Vorschriften lauten:

§ 43 (GmbHG)

Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbHG)

(1) Die Geschäftsführer haben in den Angelegenheiten der Gesellschaft die Sorgfalt eines
ordentlichen Geschäftsmannes anzuwenden.

(2) Geschäftsführer, welche ihre Obliegenheiten verletzen, haften der Gesellschaft
solidarisch für den entstandenen Schaden.

[…]

Aktiengesetz (AktG)

§ 93

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt eines
ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Eine Pflichtverletzung liegt
nicht vor, wenn das Vorstandsmitglied bei einer unternehmerischen Entscheidung
vernünftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage angemessener Information zum
Wohle der Gesellschaft zu handeln. […]



(2) Vorstandsmitglieder, die ihre Pflichten verletzen, sind der Gesellschaft zum Ersatz des
daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Ist streitig, ob sie die
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters angewandt haben, so trifft
sie die Beweislast. Schließt die Gesellschaft eine Versicherung zur Absicherung eines
Vorstandsmitglieds gegen Risiken aus dessen beruflicher Tätigkeit für die Gesellschaft ab,
ist ein Selbstbehalt von mindestens 10 Prozent des Schadens bis mindestens zur Höhe des
Eineinhalbfachen der festen jährlichen Vergütung des Vorstandsmitglieds vorzusehen.

[…]
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